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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
EU Europäische Union
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
SAJV Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände
IDA FiSo Interdepartementale Arbeitsgruppe "Finanzierungsperspektiven der

Sozialversicherungen"
SHIV Economiesuisse (ehem. Schweizerischer Handels- und Industrie-Verein)
SBV Schweizerischer Bauernverband
SKV Schweizerischer Kaufmännischer Verband (Vorgänger kfmv)
CNG Christlichnationaler Gewerkschaftsbund (Vorgänger von Travail.suisse)
VSA Vereinigung schweizerischer Angestelltenverbände

ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
UE Union européenne
DFI Département fédéral de l'intérieur
USS Union syndicale suisse
USAM Union suisse des arts et métiers
CSAJ Conseil Suisse des Activiés de Jeunesse
IDA FiSo Groupe de travail interdépartemental "perspectives de financement des

assurances sociales"
USCI Economiesuisse (ancienne Union suisse du commerce et de l'industrie)
USP Union Suisse des Paysans
SEC Société des employés de commerce (prédécesseur du secsuisse)
CSC Confédération des syndicats chrétiens de Suisse (Prédécesseur de

Travail.suisse)
ES Fédération des sociétés suisses d'employés
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Chronique générale

Politique sociale

Assurances sociales

Assurances sociales

Da die Äusserungen der Arbeitgeber und der Vertreter von FDP und SVP - insbesondere
auch die immer wieder vorgebrachte These, wonach die AHV kurz vor dem finanziellen
Kollaps stehe - vor allem in der älteren Bevölkerung bedeutende Ängste auslösten, griff
Bundesrätin Dreifuss schliesslich zu einem für schweizerische politische Verhältnisse
ungewohnten Mittel. Sie liess der Presse einen offenen Brief an die Bevölkerung
zukommen, in welchem sie das materielle Fundament der AHV bis über die
Jahrtausendwende hinaus als solide und für die Sicherung der Renten ausreichend
taxierte, weshalb sich ihrer Ansicht nach auch die Anhebung des Rentenalters der
Frauen im Rahmen der 10. AHV-Revision nicht aufdränge. Da der Gesamtbundesrat im
Vorjahr beschlossen hatte, sich entgegen seiner ursprünglichen Haltung dieser
Erhöhung des Rentenalters nicht zu widersetzen, sah sich Dreifuss dem Vorwurf der
bürgerlichen Parteien ausgesetzt, mit ihrer Initiative das Kollegialitätsprinzip verletzt zu
haben. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 11.05.1994
MARIANNE BENTELI

Assurance-vieillesse et survivants (AVS)

Eine Frau, die sich bereits im Vorfeld der parlamentarischen Debatte vehement für
die Beibehaltung des bisherigen Rentenalters der Frauen eingesetzt hatte, war SGB-
Sekretärin Ruth Dreifuss. In einem Zeitungsinterview vertröstete sie die Frauen darauf,
dass in der Nachfolge des zurücktretenden Bundesrats Felber vielleicht eine Frau in
den Bundesrat gewählt würde, welche hier entscheidenden Einfluss nehmen könnte.
Wenige Wochen später war sie die neue Magistratin im Siebner-Gremium und zudem
Vorsteherin des für die AHV-Revision zuständigen EDI – und konnte das Steuer dennoch
nicht herumreissen. Nachdem der Bundesrat anlässlich der Beratungen der 10. AHV-
Revision im Nationalrat entgegen seiner ursprünglichen Haltung erklärt hatte, die
Erhöhung des Rentenalters der Frauen auf 64 Jahre sei ein gangbarer Weg, dem er sich
nicht widersetzen werde, versuchte Dreifuss zwei Monate später vergeblich, die
Landesregierung zu bewegen, auf ihren Entscheid zurückzukommen und die Frage des
Rentenalters der Frauen auf die 11. AHV-Revision zu verschieben. Die Kollegen von
Dreifuss begründeten ihre Meinungsänderung damit, dass Unnachgiebigkeit in dieser
Frage die Einführung des Splittings verzögern würde. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.05.1993
MARIANNE BENTELI

In der 11. AHV-Revision soll das Rentenalter der Frauen und der Männer gleich hoch
angesetzt werden. Der Nationalrat überwies ebenfalls eine entsprechende, im Vorjahr
verabschiedete Motion der zuständigen Ständeratskommission. Bundesrätin Dreifuss
erklärte sich im Namen des Bundesrates bereit, den Vorstoss in der verbindlichen Form
entgegenzunehmen, da die finanziellen Aussichten dieses Sozialwerks tatsächlich nicht
rosig seien und voraussichtlich bereits im Jahr 2000 das dafür vorgesehene zusätzliche
Mehrwertsteuerprozent beansprucht werden müsse. Die grosse Kammer betonte, dass
es nicht nur darum gehe, die Vorarbeiten für die 11. Revision ohne Verzug in Angriff zu
nehmen, sondern dass der Bundesrat eigentlich verpflichtet werden müsste, die
Vorlage in der neuen Legislatur parlamentsreif vorzulegen. 3

MOTION
DATE: 02.10.1995
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat doppelte hier noch einmal nach und überwies in der Wintersession
praktisch diskussionslos und mit grossem Mehr eine Motion Schiesser (fdp, GL), welche
verlangt, dass der Bundesrat dem Parlament seine Vorlage zur 11. AHV-Revision
spätestens auf die Sommersession 1998 vorlegt. Diese Revision soll ganz im Zeichen
der Finanzierungsfrage stehen und sicherstellen, dass die mittel- und langfristig sich
abzeichnenden hohen Ausgabenüberschüsse der AHV möglichst früh aufgefangen
werden können und der Ausgleichsfonds der AHV auch in Zukunft den gesetzlich
vorgeschriebenen Betrag von einer Jahresausgabe erreicht. Bundesrätin Dreifuss
machte vergebens geltend, dass sie die Besorgnis des Parlaments zwar teile, dass der
vorgegebene Zeitplan aber unrealistisch sei für seriöse Vorarbeiten. Das Dossier sei
derart komplex, dass der Bundesrat mindestens ein halbes oder ganzes Jahr mehr für
einen konkreten Vorschlag brauche. Die dafür eingesetzte interdepartementale

MOTION
DATE: 11.12.1995
MARIANNE BENTELI
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Arbeitsgruppe (IDA FiSo) wolle ihren Bericht zur Finanzierung der gesamten
Sozialversicherung im Frühjahr 1996 vorlegen, weshalb eine Beratung der 11. AHV-
Revision erst in der neuen Legislatur (1999-2003) sinnvoll sei. Dreifuss versprach aber,
die Mobilisierung des für die AHV-Finanzierung vorgesehenen Mehrwertsteuer-
Prozents noch in der laufenden Legislatur vorzulegen. Mit ihrer Argumentation drang
die Bundesrätin nicht durch. Unter dem Hinweis, dass auch das Parlament Zeit für eine
vertiefte Behandlung brauche, weshalb von der Botschaft bis zur Verabschiedung und
dem Inkrafttreten der Vorlage ohnehin noch mehrere Jahre verstreichen werden, hielt
Schiesser an der Form der Motion fest, worauf diese mit 28 zu 7 Stimmen angenommen
wurde. 4

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates beantragte
dem Rat überraschend mit 12 zu 9 Stimmen Annahme der Initiative. In der
Plenumsdebatte zeigte sich aber rasch, dass die befürwortende Kommissionsmehrheit
einer fast geschlossenen Allianz der bürgerlichen Parteien gegenüber stand. Als
Hauptargument führten diese an, die Initiative würde die an und für sich schon
schwierige finanzielle Lage der AHV zusätzlich massiv belasten; ferner setze die den
Frauen mit der 10. AHV-Revision zugestandene Gleichstellung in den Rechten auch eine
solche bei den Pflichten voraus. Demgegenüber wiesen die Vertreter und
Vertreterinnen der links-grünen Parlamentsminderheit auf die Folgen der
Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen für den Arbeitsmarkt hin. Bundesrätin
Dreifuss appellierte einmal mehr an das Parlament, Lösungen für eine flexible
Pensionsaltersregelung zu finden. Mit 111 zu 72 Stimmen empfahl der Nationalrat Volk
und Ständen die Ablehnung der Initiative. Auch im Ständerat hatte die Initiative der
Gewerkschaften keine Chancen. Als Gegenargumente wurden auch hier die Kosten und
die finanzielle Lage der AHV vorgebracht. 5

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative der SP und der Gewerkschaften ”für die 10. AHV-Revision ohne
Erhöhung des Rentenalters” wurde in der Volksabstimmung vom 27. September mit
58% Neinstimmen verworfen. Angenommen wurde sie nur von den welschen Kantonen
Waadt, Neuenburg, Genf, Jura und Freiburg (sehr knapp) sowie dem Tessin. Die
Initianten wollten mit dem Begehren einen Teil der 10. AHV-Revision, nämlich die
schrittweise Erhöhung des Rentenalters der Frauen auf 64 Jahre, vom Volk an der Urne
korrigieren lassen. Sie argumentierten, dass sich im Juni 1995 bei der Abstimmung zur
10. AHV-Revision ein grosser Teil der Stimmenden in einer Zwickmühle befunden habe:
ein Ja zum fortschrittlichen Paket (Splitting und Erziehungsgutschrift) habe zwingend
auch eine Zustimmung zum heftig umstrittenen höheren Rentenalter für die Frauen
bedeutet. Die Gegner taten dies als ”Rosinenpickerei” ab und führten vor allem die
Finanzen ins Feld: Die Beibehaltung des Rentenalters 62 für die Frauen würde die AHV
jedes Jahr mindestens 700 Mio. Fr. kosten. Bundesrätin Dreifuss, vor ihrer Wahl in den
Bundesrat als Gewerkschafterin entschiedene Kämpferin gegen die Erhöhung des
Frauenrentenalters, zeigte sich nach der Abstimmung erfreut über das klare Ergebnis,
äusserte aber gleichzeitig auch ihre Besorgnis über die starken regionalen Unterschiede
mit Ja-Stimmenanteilen zwischen 23 und 68%.

Abstimmung vom 27. September 1998

Beteiligung: 51,6%
Nein: 1'347'139 (58%) / 17 6/2 Stände
Ja: 973'966 (42%) / 5 Stände

Parolen:
– Nein: CVP, FDP, SVP, LP, FP, SD, EDU, KVP; SGV, Arbeitgeber, Vorort, SBV;
Schweizerischer Senioren- und Rentnerverband (SSRV).
– Ja: SP, GP, LdU, EVP, CSP, Lega, PdA; SGB, CNG, VSA; SAJV. 6

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 27.09.1998
MARIANNE BENTELI
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Gestützt auf erste Auswertungen der Vernehmlassung zu seinen Vorschlägen für die 11.
AHV-Revision setzte der Bundesrat Ende März die Leitlinien für das weitere Vorgehen
fest. Er beauftragte das EDI, neue Modelle zum flexiblen Rentenalter mit einem
geringeren Kostenrahmen vorzubereiten. Anstatt 900 Mio Fr. pro Jahr soll das
vorgezogenen Rentenalter lediglich 400 Mio Fr. kosten dürfen. Das entspricht den
Einsparungen, die sich aus der Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 Jahre ergeben.
Der Gesamtbundesrat zeigte sich zudem gewillt, an den vor allem im linken Lager
umstrittenen Leistungskürzungen (Angleichung der Witwen- an die Witwerrrente,
Teuerungsanpassung der Renten nur noch alle drei Jahre) festzuhalten.
Bundespräsidentin Dreifuss verhehlte nicht ihre Enttäuschung über die Beschlüsse
ihrer Kollegen und gab ihrer Hoffnung Ausdruck, dass damit noch nicht das letzte Wort
gesprochen sei, insbesondere weil mit diesem Vorgehen die Frauen die grossen
Verliererinnen der Revision wären und die Frühpensionierung nur für bessergestellte
Arbeitnehmer in Frage käme. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.04.1999
MARIANNE BENTELI

Ende November legte Dreifuss ihren Kollegen eine Kompromissvariante vor, welche
zusätzlich zu den 400 durch die Erhöhung des Frauenrentenalters eingesparten AHV-
Millionen statt der ursprünglich berechneten 500 Mio Fr. lediglich noch 200 Mio Fr.
zusätzliche Mittel vorsah. Für die Abfederung kleiner Einkommen bei einem vorzeitigen
Ruhestand stünden damit insgesamt 600 Mio Fr. zur Verfügung. Zur Finanzierung der
gesamten 11. AHV-Revision müsste die Mehrwertsteuer 2003 um 0,5% und 2006 noch
einmal um 1% erhöht werden. Der Gesamtbundesrat liess die EDI-Chefin aber erneut
abblitzen und hielt an der Vorgabe von 400 Mio Fr. fest. Keine Chancen hatten aber
auch Vorschläge aus dem bürgerlichen Lager, welche bereits im Rahmen der 11. AHV-
Revision das generelle Rentenalter auf 66 Jahre anheben bzw. den Mischindex bei der
Teuerungsanpassung der Renten abschaffen wollten. Nach diesem erneuten Treten an
Ort verzögerte sich die für Ende 1999 in Aussicht gestellte Verabschiedung der
Botschaft über das Jahresende hinaus. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.11.1999
MARIANNE BENTELI

Im Nachgang zur 10. AHV-Revision, wo im Gegenzug zum Rentensplitting sowie den
Betreuungs- und Erziehungsgutschriften das ordentliche Rentenalter der Frauen von
62 auf 64 Jahre angehoben worden war, hatten einerseits der Schweizerische
Kaufmännische Verein (SKV) und die Angestelltenverbände, andererseits die Grüne
Partei je eine Volksinitiative mit dem Ziel eingereicht, diese Erhöhung rückgängig zu
machen resp. sowohl Frauen wie Männern das flexible Rentenalter ab 62 Jahren ohne
finanzielle Einbusse zu ermöglichen. Bundesrat und Parlament hatten 1998 sowohl die
Initiative „für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des Rentenalters der
Frauen“ (SKV und Angestelltenverbände) wie auch jene der Grünen („für ein flexibles
Rentenalter ab 62 für Frau und Mann“) ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung empfohlen.

In den Wochen vor der Volksabstimmung über diese beiden Initiativen, welche am 26.
November stattfand, wurde mit den gleichen Argumenten wie schon im Parlament
gefochten. Das bürgerliche Komitee gegen die AHV-Initiativen, dem 156 eidgenössische
Parlamentarierinnen und Parlamentarier angehörten, warnte vor den „verheerenden
finanziellen Folgen für die Zukunft dieses Sozialwerks“. Die Befürworter erklärten
dagegen, die von den Bürgerlichen beschworenen Katastrophenszenarien seien auf
dem Hintergrund der Konjunkturflaute der letzten Jahre zu sehen; der wirtschaftliche
Wiederaufschwung habe bereits im Vorjahr zu einem bedeutend besseren
Rechnungsabschluss geführt als erwartet, und für das laufende Jahr seien bereits
wieder schwarze Zahlen absehbar. Eine flexible Ruhestandsrente ab 62 Jahren
entspreche den Realitäten des Arbeitsmarktes, da heute jede fünfte Person über 60
freiwillig oder gezwungenermassen aus dem Erwerbsleben ausscheidet; es sei ein Akt
der Solidarität der Einkommensstärkeren und Gesunden mit den Schlechtergestellten
und könne finanziell verkraftet werden. Nach Ansicht von BR Dreifuss waren in diesem
Zahlenstreit die Annahmen der Gegner zu pessimistisch, weil sie die Sparanstrengungen
der 11. AHV-Revision nicht berücksichtigten, jene der Befürworter jedoch insofern zu
optimistisch, als sie auf der momentanen konjunkturellen Erholung basierten sowie auf
Sparmassnahmen, die das Parlament noch gar nicht beschlossen habe.

Abstimmung vom 26. November 2000

Volksinitiative „für eine Flexibilisierung der AHV – gegen die Erhöhung des
Rentenalters der Frauen“

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 26.11.2000
MARIANNE BENTELI
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Beteiligung: 41,7%
Ja: 756'337 (39,5%) / 6 Stände
Nein: 1'159'794 (60,5%) / 14 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, EVP, CSP, GP, Lega; SGB, CNG, VSA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, FPS, KVP; Economiesuisse, SGV, SBV. 

Volksinitiative „für ein flexibles Rentenalter ab 62 für Frau und Mann“

Beteiligung: 42,0%
Ja: 885'772 (46,0%) / 7 Stände
Nein:1'038'985 (54,0%) 13 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, EVP, CSP, GP, Lega; SGB, CNG, VSA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, LP, SD, EDU, FPS, KVP; Economiesuisse, SGV, SBV. 9

Anders als im Vorjahr in der grossen Kammer war im Ständerat in der Wintersession
Eintreten auf die 11. AHV-Revision unbestritten. In der Detailberatung ergab sich eine
erste Diskussion beim Beitragssatz der Selbständigerwerbenden. Dettling (fdp, SZ)
verlangte, dem Nationalrat zu folgen und den Satz bei 7,8% zu belassen. Bundesrätin
Dreifuss warb erneut für eine Anhebung auf 8,1%. Sie fand, eine derartige Schonung der
Unternehmer sei unverständlich angesichts der grossen Opfer, welche diese Revision
von den Frauen verlangt (erneute Erhöhung des Rentenalters, Abstriche bei der
Witwenrente). Mit 25 zu 12 Stimmen beschloss der Rat einen Beitragssatz von 7,9%.
Keine Abweichungen zum Nationalrat gab es bei der Heraufsetzung des Rentenalters
der Frauen auf 65 Jahre, bei der Aufhebung des Freibetrags für erwerbstätige Personen
im Rentenalter und bei der Verlangsamung der Anpassung der Renten an die Lohn- und
Preisentwicklung (Mischindex) von zwei auf drei Jahre, sofern die Teuerung 4% nicht
übersteigt.

In zwei Punkten schuf der Ständerat gewichtige Differenzen zum Nationalrat. Für die
Hinterbliebenen präsentierte die Kommission ein neues Modell. Die Witwen- und
Witwerrente soll von 80 auf 60% der Altersrente herabgesetzt, die Waisenrente dafür
von 40 auf 60% angehoben werden. Grundsätzlich erhalten nur noch Verwitwete mit
Kindern eine Rente, wobei Personen mit Betreuungsgutschriften den Verwitweten
gleichgestellt sind. Mit dem ständerätlichen Modell würden Verwitwete mit einem Kind
gleich fahren wie nach der Version des Nationalrates, im Fall von mehreren Kindern
wären sie bis zum Wegfall der Waisenrente besser gestellt, danach allerdings
schlechter. Da im Zeitpunkt der Verwitwung, die im Durchschnitt im Alter von 53 Jahren
eintritt, die Betreuungsperiode meistens schon ihrem Ende entgegen geht oder
abgeschlossen ist, würden unter dem Strich Einsparungen von CHF 250 Mio. erzielt. Die
neue Lösung stiess bei den CVP-Vertretern auf Ablehnung. Sie bemängelten, diese
Regelung führe dazu, dass die betroffenen Frauen kurz vor dem Pensionsalter wieder
ins Erwerbsleben einsteigen müssen, was an den Realitäten des Arbeitsmarkts
vorbeiziele, weshalb sie beantragten, den Beschlüssen des Nationalrates zu folgen. Die
Befürworter des neuen Modells konterten, die meisten Frauen mit schon älteren
Kindern seien heute mindestens teilzeitlich erwerbstätig, weshalb man hier dem bereits
eingetretenen gesellschaftlichen Wandel Rechnung tragen dürfe. Der Antrag der
Kommission setzte sich mit 28 zu 15 Stimmen durch.

Einen von einem der ursprünglich deklarierten Ziele der 11. AHV-Revision (Erleichterung
der Frühpensionierung) abweichenden Entscheid traf die kleine Kammer beim
Vorbezug der Altersrente. Gegen den Vorschlag der Mehrheit der Kommission, die dem
Nationalrat folgen und die durch die Heraufsetzung des Rentenalters der Frauen
eingesparten CHF 400 Mio. für die soziale Abfederung der Frühpensionierung einsetzen
wollte, sprach sie sich mit 26 zu 12 Stimmen für den Vorschlag einer Minderheit
Forster(fdp, SG) aus, den Vorbezug der Altersrente ab dem 62. Altersjahr bzw. der
halben Rente ab dem 59. Altersjahr zwar zu ermöglichen, aber in jedem Fall nur mit
versicherungstechnischer Kürzung. Als Argument wurde angeführt, die sozialpolitische
Abfederung gemäss Beschluss des Nationalrates sei für den Einzelnen gering, für den
Versicherungshaushalt aber sehr teuer. Zudem würden damit falsche Anreize für
Frühpensionierungen gesetzt. Sonderlösungen für gewisse Branchen, in denen

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.11.2002
MARIANNE BENTELI
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Personen mit tiefen Einkommen und häufig harten körperlichen Tätigkeiten beschäftigt
sind, sollen von den Sozialpartnern vereinbart werden. Ein weiterer
Minderheitsvorschlag David (cvp, SG), mit dem Ertrag aus 0,12%
Mehrwertsteuerprozenten einen Fonds für kollektive und individuelle
Überbrückungshilfen zu Gunsten wirtschaftlich schwacher Personen über 62 Jahren
mit Wohnsitz in der Schweiz zu schaffen, blieb chancenlos. Dem Vorschlag wurde
vorgeworfen, die Rentenbezüger im Ausland zu benachteiligen und mit allzu vielen
Unsicherheiten behaftet zu sein, da die Erträge der Mehrwertsteuer stark von der
konjunkturellen Entwicklung abhängig sind und von Jahr zu Jahr schwanken. 10

Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

Bundesrätin Dreifuss leitete die Schweizer Delegation an der Dritten europäischen
Fachministerinnen- und Fachministerkonferenz zur Gleichstellung von Frau und
Mann, welche Ende Oktober in Rom stattfand. Hauptthema der Konferenz waren die
künftig zu wählenden Strategien zur Eliminierung der Gewalt gegen Frauen in der
Gesellschaft. Neben juristischen und administrativen Massnahmen zur
Gewaltbekämpfung stand vor allem die Rolle der Medien im Vordergrund. Die Schweiz
legte einen Länderbericht vor, welcher eine Analyse der Wirkung und der Funktion von
Medien lieferte und daraus Strategien zur Gewaltbekämpfung ableitete. 11

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 25.10.1993
MARIANNE BENTELI

Unter der Führung von Gret Haller (sp, BE), die im Berichtsjahr als
Nationalratspräsidentin höchste Schweizerin war, und von Bundesrätin Ruth Dreifuss
wurde das Solidaritätsnetz der politisch verantwortlichen Frauen weiter ausgebaut.
Ende März trafen sich auf Einladung Hallers rund 120 nebenamtliche Präsidentinnen von
Gemeinde- und Kantonsräten in Bern, um über ihre politischen Erfahrungen zu
diskutieren. Im Mai lud Dreifuss jene Frauen zu einem Gedankenaustausch ein, die
hauptamtlich ein Exekutivamt bekleiden. Im September schliesslich folgten die
Parlamentspräsidentinnen von Deutschland, El Salvador, Grenada, Finnland, Island,
Italien, Japan und Südafrika der Einladung Hallers zu einer internationalen Konferenz.
Die Politikerinnen befassten sich mit der Rolle der Frau in der Politik, aber auch mit
Fragen der Nord-Süd-Solidarität und des Minderheitenschutzes. 12

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.09.1994
MARIANNE BENTELI

Als Leiterin der Schweizer Delegation an der UNO-Frauenkonferenz in Peking
verurteilte Bundesrätin Dreifuss vor dem Plenum scharf jede Form von Gewalt gegen
Frauen als eine der unzulässigsten Menschenrechtsverletzungen und als
Haupthindernis auf dem Weg zur Gleichstellung der Geschlechter. Sie erinnerte daran,
dass sich nicht nur im Süden, sondern auch im Norden die Kluft zwischen Reich und
Arm weiter vertieft. Frauen hätten häufig die Hauptverantwortung für Kinder, ältere
Menschen und Kranke und seien deshalb in besonderem Masse von Armut bedroht. Seit
der 3. Frauenkonferenz in Nairobi im Jahre 1985 habe es zwar Fortschritte, aber auch
Stagnation und vielfach dramatische Rückschritte gegeben. Von der Chancengleichheit
im Bildungswesen, auf dem Arbeitsmarkt und bei den verantwortungsvollen Positionen
in Politik und Gesellschaft seien die Frauen noch weit entfernt.

Bundesrätin Dreifuss legte auch die neuen Gesetzgebungsmassnahmen der Schweiz
dar, die darauf abzielen, die Diskriminierung der Frauen abzubauen und ihre Situation
im privaten wie im öffentlichen Sektor entscheidend zu verbessern, etwa durch eine
Ausdehnung des Kündigungsschutzes bei Gleichstellungskonflikten sowie durch die
Anerkennung unentgeltlich geleisteter Arbeit für Kinder und andere zu betreuende
Personen in den Sozialversicherungen. Als wichtigsten nächsten Schritt nannte sie die
Einführung der Mutterschaftsversicherung und die Revision des Scheidungsrechts. 13

AUTRE
DATE: 16.09.1995
MARIANNE BENTELI

1995 schafften drei Frauen den Einbruch in eine traditionelle Männerdomäne: Claudia
Kaufmann, ehemals Leiterin des Eidg. Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann
und seit 1993 stellvertretende Generalsekretärin von Bundesrätin Dreifuss, wurde als
erste Frau zur Generalsekretärin eines Departements (EDI) ernannt. Mit der Luzernerin
Ursula Widmer-Schmied wählte die Vereinigte Bundesversammlung erstmals eine Frau
zur Präsidentin des Eidgenössischen Versicherungsgerichts. Die Künstlerin Sophie
Taeuber-Arp (1889-1943) schliesslich ziert als erste Frau eine Schweizer Banknote,

AUTRE
DATE: 02.10.1995
MARIANNE BENTELI
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nämlich die neu geschaffene 50-Franken-Note. 14

Der 5. Schweizerische Frauenkongress, der vom 19. bis 21. Januar in Bern stattfand,
und an dem weit über 2000 Frauen aus allen Landesteilen sowie allen politischen,
sozialen, kirchlichen und kulturellen Kreisen teilnahmen, stand unter dem Motto
"L'avenir au féminin - Visionen unserer Zukunft - donne 2099". Den Auftakt der
Veranstaltung machte Bundesrätin Ruth Dreifuss mit einer Rede, in der sie
insbesondere die Rolle des Staates bei der Verwirklichung der Gleichstellung
herausstrich. Nötig seien eine Feminisierung des Staates und mehr Frauen in allen
Institutionen. Bei der Frauenförderung gehe es nicht darum, Frauen zu bevorzugen,
sondern nicht länger systematisch Männer vorzuziehen. Herzstück des Kongresses
waren 80 Workshops, die in vier Foren die Themen "Offene Schweiz - globale
Verantwortung", "Neue Lebens- und Arbeitsformen", "Soziale Sicherheit im 21.
Jahrhundert" und "Gewaltfreie Gesellschaft" diskutieren. Zum Abschluss wurden in
einer Plenarversammlung knapp 80 Resolutionen verabschiedet. Als vordringlich wurde
die Einführung einer Mutterschaftsversicherung für alle Frauen gefordert. Verlangt oder
zumindest angeregt wurden ein flexibles Rentenalter mit ungekürztem Rentenanspruch,
die gerechtere Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit, die Aufwertung der
Familienbetreuung, die Förderung der Friedensforschung, die finanzielle Unterstützung
der Frauenhäuser, die Aufhebung der Verjährung bei sexueller Ausbeutung, die
Ratifikation der UNO-Konventionen über Frauen- und Kinderrechte sowie der Beitritt
zu UNO und EU. 15

DÉBAT PUBLIC
DATE: 09.09.1996
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat war es der Thurgauer Gusset, der im Namen der FP argwöhnte, die
Frauenkonvention sei wohl das Mittel, um sozialistische Anliegen wie das Recht auf
Arbeit und die Mutterschaftsversicherung durch die Hintertür einzuführen. Vorbehalte
brachten auch die Liberalen an, während die SVP sich eines Kommentars enthielt. Auch
hier konterte Bundesrätin Dreifuss, die UNO-Konvention werde das politische Leben in
der Schweiz nicht auf den Kopf stellen, sondern könne höchstens den Prozess zur
Umsetzung der Gleichstellung von Frau und Mann in allen Lebensbereichen
dynamisieren. Einig waren sich die Rednerinnen von CVP, FDP und SP, dass die
Ratifizierung des Abkommens aus dem Jahr 1979 nun überfällig sei. Die Konvention
wurde schliesslich mit 99 gegen 22 Stimmen und bei 14 Enthaltungen gutgeheissen. 16

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.09.1996
MARIANNE BENTELI

In der Frühjahrssession stimmte die kleine Kammer als Erstrat einstimmig der
Ratifikation des UNO-Übereinkommens zur Beseitigung aller Diskriminierungen der
Frauen mit den vom Bundesrat beantragten Vorbehalten zu. Gegen die Ratifikation des
Abkommens wandten sich lediglich die Abgeordneten Schmid (cvp, AI) und Reimann
(svp, AG) mit der Begründung, das Abkommen beeinträchtige die in der Schweiz gültige
Rechtsordnung, weil einzelne Bestimmungen zu direkt anwendbarem Recht führten
und damit dem Einfluss von Volk und Ständen entzogen würden. Die Juristin Beerli (fdp,
BE) beruhigte ihre Kollegen und erklärte, die einzigen in der Konvention enthaltenen
direkt anwendbaren Rechtsansprüche seien in der Schweiz bereits umgesetzt. Auch
Bundesrätin Dreifuss unterstrich, dass mit der Ratifikation des Übereinkommens keine
Ausweitung der Sozialrechte verbunden sei. Mit 31:7 Stimmen wurde der Antrag Schmid,
die Konvention nicht zu unterzeichnen, dafür aber deren Grundsätze in einen
allgemeinen Bundesbeschluss zu kleiden, abgelehnt. 17

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

In Anwesenheit von Bundesrätin Dreifuss lancierte anfangs Mai die Schweizerische
Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten eine zweimonatige, breit gestreute
Kampagne zum Thema Gewalt gegen Frauen. Die Veranstaltung machte mit TV-Spots,
Plakaten, Broschüren und einem Faltprospekt darauf aufmerksam, dass die
Gewaltproblematik viel umfangreicher und komplizierter ist, als bisher in der breiten
Öffentlichkeit wahrgenommen wurde. Neben der physischen Gewalt leiden Frauen oft
auch unter psychischen Misshandlungen (zerstörerische Kritik, Einschüchterungen und
Drohungen). Als wichtigste Massnahme gegen Gewalt in Ehe und Partnerschaft wurden
das Aufbrechen überkommener Rollenmuster und die Unterstützung der Gleichstellung
der Frauen genannt, da mehrere Studien gezeigt hätten, dass Frauen in einer
gleichberechtigten Partnerschaft weniger Gefahr laufen, Opfer von Gewalt zu werden. 18

DÉBAT PUBLIC
DATE: 07.05.1997
MARIANNE BENTELI
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Am 9. Dezember – am Ende des Jubeljahres zum 150. Geburtstag des modernen
Bundesstaates und 27 Jahre nach Einführung des Frauenstimmrechts – wurde Ruth
Dreifuss turnusgemäss zur ersten Bundespräsidentin der Schweiz gewählt. Sie wird
dem Bundesrat im Jahr 1999 vorstehen. 19

ÉLECTIONS
DATE: 10.12.1998
MARIANNE BENTELI

In Anwesenheit von Bundespräsidentin Ruth Dreifuss wurde Mitte Juni der Aktionsplan
der Schweiz zur Gleichstellung von Frau und Mann vorgestellt. Der Katalog von rund
3000 wünschenswerten Massnahmen ist eine Folgearbeit der 1995 in Peking
durchgeführten UNO-Weltfrauenkonferenz. Die Umsetzung der unverbindlichen
Empfehlungen hängt in erster Linie vom guten Willen und von den finanziellen
Möglichkeiten der Adressaten (Behörden und Institutionen) ab. Die Ausarbeitung des
Aktionsplanes erfolgte in enger Zusammenarbeit von 15 Bundesämtern und rund 50
nichtgouvernementalen Organisationen (NGOs). 20

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

1) Bund, 10.2.94; NQ, 11.2.94; NZZ, 17.2.94; Presse vom 11.5 und 17.5.94; Situation der AHV: BZ, 3.6.94; TA, 7.6.94; Soziale
Sicherheit, 1995, Nr. 2, S. 114; Moratorium bei den Sozialversicherung: Presse vom 14.6.94; Mischindex beim
Teuerungsausgleich: Presse vom 7.11.94; Finanzkommission Nationalrat: 11.11.94
2) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 244; L’Hebdo, 4.2.93; TG, 19.3.93; Presse vom 11.3., 6.5. und 21.8.93; Eidg. Kommission für
Frauenfragen: SGT, 27.2.93; TW, 2.3.93
3) Amtl. Bull. NR, 1995, S. 1991 ff.; Grundsatzurteil Eidg. Versicherungsgericht: CHSS, 1996, S. 3
4) Amtl. Bull. StR, 1995, 1169 ff.24
5) AB NR, 1997, S. 1623ff.; AB NR, 1997, S. 2913f.; AB SR, 1997, S. 1260ff.; AB SR, 1997, S. 1375; BBl, IV, 1997, S. 1606f.
6) BBl, V, 1998, S.5529ff.; Presse vom 10.7.-28.9.98. Offener Brief an BR Dreifuss: LT, 2.9., 11.9. und 14.9.98; TA, 15.9.98
7) Presse vom 7.4.99; SHZ, 2.6.99; CHSS, 1999, S. 145-148 und 286
8) Presse vom 20.11., 24.11. und 25.11.99
9) Presse vom 16.5.; 18.10. und 26.9.-25.11.00
10) AB SR, 2001, S. 988 ff. und 1012 ff.
11) Gesch.ber. 1993, S. 58.
12) Presse vom 26.3., 15.5. und 15.9.94.
13) Documenta, 1995, Nr. 3, S. 17 f. (Ansprache von BR Dreifuss); Presse vom 15.8., 18.8., 23.8., 8.9. und 16.9.95. 
14) Kaufmann: TA, 11.11.95; Presse vom 19.12.95; SoZ, 24.12.95. Widmer-Schmid: Presse vom 21.12.95. Taeuber-Arp: NQ,
17.8.95; LNN, 2.10.95
15) Documenta, 1996, Nr. 1, S. 9 ff. (Rede Dreifuss); TA, 8.1. und 13.1.96; Bund, 10.1., 13.1. und 17.1.96; Presse vom 15.1. und 18.-
22.1.96; Ww, 25.1.96; WoZ, 26.1.96.
16) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1394 ff. und 1924 f. 
17) Amtl. Bull. StR, 1996, S. 61 ff. und 854. Vgl. SPJ 1995, S. 263.
18) Presse vom 7.5.97. Siehe auch Lit. Gillioz. Vgl. SPJ 1996, S. 278.
19) Presse vom 9.12. und 10.12.98.
20) Lit. Eidg. Büro; Presse vom 12.6.99. (WoZ, 26.8.99). Vgl. auch SPJ 1995, S. 263.
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